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Materialzusammenstellung zum Thema

GEFAHRENGEBIETE 
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Fotos:
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Schulterblatt 55, 20357 Hamburg
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13.11.2010: Demonstration gegen die Innenministerkonferenz, neuer Pferdemarkt, Bild: FotoArchivKollektiv
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1. Mai 2011: Bartelsstraße im Gefahrengebiet um 23:30 Uhr, Quelle: FotoArchivKollektiv

19





Fortsetzung von Seite 20:

Als Ines Ball anmerkte, dass sie im Schanzenviertel wohne, erklärte der Beamte, dass dies “wohl bekannt 
aber egal” sei. Sie habe auf dem schnellsten Weg nach Hause zu gehen und dürfe die Wohnung bis fünf Uhr 
morgens nicht mehr verlassen. “Sie sollte erklärtermaßen einem faktischen Hausarrest unterworfen werfen”, 
sagt Gericke. 
	 Doch es kam noch heftiger: Plötzlich erklärte ein anderer Beamter, dass Ball in Gewahrsam genommen 
werde, um das Aufenthaltsverbot praktisch durchzusetzen. Bis morgens um drei Uhr verbrachte sie die 
Nacht in einer Zelle einer Polizeiwache. “Die mehrstündige Freiheitsentziehung stellt eine schwerwiegende 
Verletzung ihrer Grundrechte dar”, sagt Gericke. 
	 Aber auch die Normen im PolDVG hält der Verwaltungsrechtler für rechtswidrig: “Diese Ermächtigung 
ist in mehrfacher Hinsicht verfassungswidrig”, sagt er. So verlange das Bundesverfassungsgericht vom 
Gesetzgeber ein Bestimmtheitsgebot, so dass sich betroffene Bürger auf mögliche belastende Maßnahmen 
einstellen können. Anhand der gesetzlichen Regelungen müssen Betroffene die Rechtslage erkennen kön-
nen, um das Verhalten danach auszurichten. Das PolDVG überlasse jedoch die Definition und Einrichtung 
bestimmter Gefahrengebiete allein der Polizei und ihren vermeintlich für die Öffentlichkeit nicht nachvol-
lziehbaren “Lageerkenntnisse”. 
	 Die wahllosen Personenkontrollen stellen aber einen Eingriff in das informationelle Selbstbestimmungsre-
cht dar, da dadurch gespeichert werden kann, mit wem sich eine kontrollierte Person an welcher Örtlichkeit 
aufgehalten habe. Und die Durchsuchung mitgeführter Sachen sei gekennzeichnet von einem “Eindringen in 
die private Sphäre eines Betroffenen im Weg des zweckgerichteten Ausforschens”, so Anwalt Gericke. 
	 Die Auswirkungen des “Gefahrengebiet Schanze” sei im Mai besonders plastisch geworden, als die 
Bewohner des Schanzenviertels ohne Anlass einer Identitätskontrolle unterzogen worden sind. Wollten sich 
Anwohner dieser Kontrolle nicht aussetzen, hätte der- oder diejenige zu Hause bleiben oder das Schanzenvi-
ertel meiden müssen. “Diese Konsequenz ist fraglos verfassungsrechtlich inakzeptabel”, sagt Gericke. Auch 
dürfe der Zugang zur Wohnung nicht in ein Aufenthaltsverbot einbezogen werden. 
	 Gericke geht davon aus, dass sich das Verwaltungsgericht mit dem Komplex Gefahrengebiet und ver-
dachtsunabhängige Kontrollen intensiv auseinandersetzen wird. Gericke: “Es gibt dazu noch keine Grund-
satzentscheidung des Bundesverfassungsgerichts.” 

*Name geändert

Gefahrengebiet Schanze

In der Walpurgisnacht und am 1. Mai waren das Hamburger Schanzenviertel und die Umge-
bung zwischen 19 und fünf Uhr zum Gefahrengebiet erklärt worden. 

Personalienüberprüfungen fanden bei 1.245 Menschen statt, 318 Personen wurden zusätzlich 
durchsucht. 

Aufenthaltsverbote sind gegen 389 Personen ausgesprochen worden, 51 Menschen wurden in Ge-
wahrsam genommen, gegen 44 Personen wurden Platzverweise erteilt. 

Im Visier der Polizei waren Personen, die augenscheinlich ihrem äußeren Erscheinungsbild oder 
dem Auftreten nach dem linken Spektrum zugerechnet werden könnten. 

Verdächtig waren auch Menschen zwischen 16 und 35 Jahren in Gruppen ab drei Personen. 
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des Schanzenparks bei der Po-
lizei bekannt ist, sowie ihre drei 
Begleiter: In der Eifflerstraße 
forderte die Beamtin Johanna 
L. die Gruppe auf, sich auszu-
weisen, was Falke als „rechts-
widrig“ zurückwies. Daraufhin 
durchsuchte L. Falkes Rucksack 
– nach Gegenständen, „mit denen 
Straftaten begangen werden 
können“, so die 29-Jährige vor 
Gericht. Die Richter hatten den 
Verfahrensbeteiligten deutlich 
gemacht, dass es „ums Detail“ 
gehe: Ob es sich um eine reine 
„Inaugenscheinnahme“ gehandelt 
habe oder ob das Gepäckstück 
„durchsucht“ worden sei. 
	 Von herbeigeeilten Polizisten 
bekam Falke, die im Schan-
zenviertel wohnt, ein Aufen-
thaltsverbot oder eingeschränkt 
ein „Hausarrest“ für die Nacht 
erteilt. Als sie ankündigte, dem 
nicht nachzukommen, wurde sie 
später sogar für einige Stunden 
in Gewahrsam genommen. 
	 „Woran erkenne ich denn 
die gewaltbereite linke Szene“, 
wollte Richter Larsen mehrfach 
von den aussagenden Beamten 
wissen – was diese nicht recht 
beantworten konnten: Frisur? 
Kleidung? „Da kommt vieles 
zusammen“, sagte der Polizist 

HAMBURG taz |  
Verstößt die Polizei gegen die 
Verfassung, wenn sie kurzfristig 
prophylaktische Gefahrenge-
biete ausruft? 
	 Über diese Grundsatzfrage wird 
das Verwaltungsgericht wohl nicht 
entscheiden. Denn dass ein Aufen-
thaltsverbot für die Schanzenpark-
Aktivistin Claudia Falke in der 
Walpurgisnacht 2011 rechtswidrig 
war, haben die Richter unter dem 
Vorsitzenden Kaj Niels Larsen 
auch so geklärt: Das ergab zu-
mindest vorläufig eine zweitägige 
Beweisaufnahme, die am Dienstag 
endete. Das endgültige Urteil wird 
Mitte des Monats erwartet. 
	 Um den 1. Mai vergangenen 
Jahres herum hatte die Polizei 
– auch mit Blick auf eine große 
Mieterdemonstration am 30. April 
– das Schanzen- und das Karo-
viertel sowie weite Teile von St. 
Pauli, Altona und Eimsbüttel zum 
Gefahrengebiet erklärt. Das ver-
fassungsrechtlich umstrittene In-
strument, Teil des Polizeigesetzes 
zur Datenverarbeitung (PolDVG), 
erlaubt es Beamten, verdachtsun-
abhängig Personenkontrollen 
durchzuführen und dabei mitge-
führte Sachen „in Augenschein“ 
zu nehmen. 
	 Die Polizei begründete das 
damit, dass es wie in den Vor-
jahren zu Krawallen kommen 
könnte. Besonders im Visier 
waren damals laut einer Dienstan-
weisung Gruppen von „mehr als 
drei Personen im Alter zwischen 
16 und 35 Jahren“ und Menschen, 
die vom Outfit der „linken Szene“ 
zuzurechnen seien. 
	 Objekt einer solchen Behadlung 
wurde an jenem Abend auch die 
Aktivistin Falke, 49, die wegen 
ihres Engagements für den Erhalt 

Mark B. – „das haben wir so im 
Gefühl.“ 
	 Überhaupt stellte sich vor 
Gericht heraus, dass die an der 
Aktion beteiligten Beamten die 
Klageschrift frühzeitig gekannt 
haben müssen, die Falkes Anwalt 
Carsten Gericke im Juni 2011 
einreichte. „Das ist das Problem 
dieses Verfahrens“, folgert Ge-
ricke: Die Angaben der Po-
lizisten seien „frisiert, geschönt 
und abgestimmt worden“. 
	 Die 2005 im „schärfsten 
Polizeigesetz Deutschlands“ – so 
der damalige Innensenator Udo 
Nagel (parteilos) – ermöglichten 
Gefahrengebiete seien „allein 
aus der Perspektive der Exeku-
tive“ verfasst worden, bemängelt 
Gericke, und ließen die „Per-
spektive des Grundrechtsschut-
zes völlig außer Acht“. 
	 Die verdachtsunabhängige 
Durchsuchung von Falkes Ruck-
sack stelle einen „Eingriff in die 
Intimsphäre“ dar. 
Ebenfalls einen Grundrechts-
eingriff erkennt in dem polizei-
lichen Handeln Co-Anwältin 
Cornelia Ganten-Lange, die auch 
Richterin am Hamburgischen 
Verfassungsgericht ist: „Per-
sonenkontrollen aus dem Bauch-
gefühl – das geht nicht!“

Wegen befürchteter Krawalle erhielt eine Schanzenviertel-Bewohnerin ein polizeiliches Aufenthalts-
verbot - aus Sicht des Verwaltungsgerichts war das rechtswidrig.von Kai Von Appen

Inaugenscheinnahme oder Durchsuchung? 

Dem Verwaltungsgericht ging es am Dienstag um Details.  Bild:  dpa

03.10.2012

Prozess zu Gefahrengebieten den Rucksack durchsucht
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20.04.2012 taz HH

Schlappe für Hamburger Polizei
Rostock-Fans dürfen marschieren
Das Oberverwaltungsgericht hebt ein Demonstrationsverbot gegen Fans von Hansa Rostock auf. Die 
wollen sich dagegen wehren, dass die Polizei den Verkauf von Gästekarten für das Zweitliga-Fußball-
spiel beim FC St. Pauli untersagt hatte. von Kai Von Appen

Krawalle befürchtet:
Die Polizei möchte Anhänger von Hansa Rostock und St. Pauli weiträumig trennen. Bild: dpa

Fußball-Fans von Hansa Rostock dürfen am Sonntag nun doch vom Bahnhof Altona nach St. Pauli zie-
hen, um gegen die polizeiliche Aussperrung aus dem MIllerntor-Stadion zu protestieren. Das Hamburger 
Oberverwaltungsgericht hat eine Entscheidung des Verwaltungsgerichts aufgehoben, das eine Verbotsverfü-
gung der Polizei gegen den Demonstrationszug für rechtens erklärt hatte. 
Die Rostocker Fans wollen sich um 11.45 Uhr am Paul-Nevermann-Platz vor dem Bahnhof Altona versam-
meln und von dort aus über Max-Brauer-Allee, Ehrenbergstraße, Mörkenstraße und Königstraße zum Nobis-
tor ziehen und dann über Pepermöhlenbek, Breite Straße und Palmaille zurück zum Altonaer Bahnhof. 
Den Bereich rund um das Stadion hat die Polizei für Sonntag großflächig zum Gefahrengebiet erklärt. Dort 
wird um 13.30 Uhr das Zweitliga-Nordderby der Rivalen FC St. Pauli und FC Hansa angepfiffen, in dem es 
für St. Pauli um die letzte Aufstiegschance und für die Rostocker um den Klassenerhalt geht. Bei Begegnun-
gen in den vergangenen Jahren war es zu schweren Krawallen gekommen. Im Gefahrengebiet, in dem auch 
der Frühjahrs-Dom liegt, kann die Polizei zwischen neun und 20 Uhr verdachtsunabhängige Personen- und 
Taschenkontrollen durchführen und Platzverweise oder Aufenthaltsverbote aussprechen. 
Öl ins Feuer gegossen hatte die Polizei, als sie dem FC St. Pauli verbot, ein Kontingent von 2.500 Karten 
zum Verkauf an Hansa Rostock abzugeben. Der Club hatte sich dagegen vergeblich vor Gericht gewehrt. 
Deshalb wollten Hansa-Fans am Sonntagmorgen vom Bahnhof Altona zum nach St. Pauli ziehen – was 
die Polizei verboten hatte. Das Verwaltungsgericht hatte das Verbot bestätigt. Angesichts der Gefahren bei 
Gewalt für „Leib, Leben und Gesundheit“ sei der „schwere Eingriff in das Versammlungsrecht“ zu rechtfer-
tigen. 
Schon bevor das Oberverwaltungsgericht der Berufung gegen diese Entscheidung stattgab, mobilsierte 
die organisierte Hansa-Anhängerschaft weiter für die Fahrt nach Hamburg. Über ihre Homepage machte 
die „Fanszene Rostock e. V.“ deutlich, dass die Demonstration gegen das Kartenverbot „nicht verboten“, 
sondern nur auf eine stationäre Kundgebung am Hauptbahnhof begrenzt worden sei. „Es gibt keine Gründe, 
nicht nach Hamburg zu fahren“, heißt es. Jeder Fußballfan sei aufgerufen, sich gegen die Willkür zu erheben 
und friedlich zu demonstrieren. 
Empört über das Kartenverkaufsverbot sind auch die St.-Pauli-„Ultras“ und andere Fangruppen der Kiez-
Kicker. Sie wollen daher das Spiel boykottieren und, statt in Stadion zu gehen, ab elf Uhr vor der Südtribüne 
eine „Radioparty“ feiern. 
Gegen die Einrichtung des polizeilichen Gefahrengebiets hat sich auch das Netzwerk „Recht auf Stadt“ ge 
wandt und ruft dazu auf, die Fan-Party vor dem Stadion zu besuchen.
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Selbstverständnis und Geschichte des Archivs der Sozialen Bewegungen
	 Die Geschichte des Archivs 
Das Archiv der Sozialen Bewegungen Hamburg wurde 1989 gegründet. In den ersten eigenen Räumlich-
keiten in der Thadenstraße 130a entstand zusammen mit dem Medien-Pädagogik-Zentrum und der Hamburg-
er Studienbibliothek ein unabhängiges Zentrum für Information, Dokumentation und Gegenöffentlichkeit. 
Doch im Sommer 1992 kam die Kündigung zwecks Sanierung - eine gemeinsame Weiterführung des Pro-
jekts scheiterte. Im Sommer 1993 zog das Archiv der Sozialen Bewegungen in die Rote Flora. Die Rote Flora 
ist ein besetztes politisch-kulturelles Zentrum im Schanzenviertel, das Gruppen und Projekten Möglichkeiten 
für ihre Arbeit bietet. Das Archiv versteht sich selbst als Teil der sozialen Bewegungen und gehört daher zu 
den Gruppen, die die Rote Flora tragen. Am 28. November 1995 brach in der Roten Flora ein Brand aus, bei 
dem ein Großteil des Archivmaterials zerstört wurde. Obwohl einiges auf eine Brandstiftung schließen ließ, 
konnte die genaue Brandursache nicht ermittelt werden. 
Nach dem Brand mussten wir für drei Jahre Übergangsräume in der Ludwigstraße 13 beziehen. Dank 
vielfältiger Unterstützung konnte das Archiv weitestgehend wieder aufgebaut werden; heute haben wir mehr 
Material als vor dem Brand. An dieser Stelle vielen Dank an alle, die uns dabei geholfen haben. 
Im Oktober 1998 zogen wir in die Rote Flora zurück. Dabei halfen uns über 200 Leute, die mit dem ‚Paper 
Move‘ eine Menschenkette von der Ludwigstraße zur Roten Flora bildeten. 
	 Die Geschichte der sozialen Bewegungen zugänglich erhalten 
Materialien und Dokumente von sozialen Bewegungen verschwinden mit dem Zerfall von Gruppen und Be-
wegungen; all die mühsam erarbeiteten Zeitungsausschnittssammlungen, Privatarchive und Broschürenberge 
landen häufig beim Altpapier oder verschimmeln als private Erinnerung auf dem Dachboden. Der Öffentlich-
keit und selbst dem kollektiven Gedächtnis der sozialen Bewegungen bleiben die Quellen verborgen. Auch 
die staatlichen Archive und Bibliotheken verfügen nur über wenig Material dieser Herkunft. Diesem Verlust 
entgegenzuwirken war die Motivation zur Gründung des Archivs der Sozialen Bewegungen Hamburg. Als 
ein unabhängiges Archiv sehen wir es als unsere Aufgabe, die Aktivitäten der sozialen Bewegungen in der 
BRD (und darüber hinaus) zu dokumentieren. 
	 Kritische Reflexion und aktuelle Diskussion unterstützen
Mit umfassenden Materialsammlungen sollen aktuelle und zukünftige theoretische Arbeiten und praktische 
Auseinandersetzungen ermöglicht werden. Denn das Geschichtsbewusstsein vieler Menschen unterliegt ak-
tuellen politischen Trends; uns ist es wichtig, die Vielfalt und Kontinuität von Protest, Widerstand und Alltag 
der sozialen Bewegungen zu dokumentieren und zugänglich zu machen. Erst so ist die Möglichkeit gegeben, 
sich mit Hilfe von Quellen ein eigenes Bild der bundesrepublikanischen Zeitgeschichte machen zu können. 
Dies hat praktische Auswirkungen: Von Erfahrungen kann gelernt werden, alte Diskussionen können ver-
standen, andere Formen politischer Kämpfe überprüft oder als Anregung gesehen werden. Damit werden die 
eigenen politischen Formen und Sichtweisen in Frage gestellt und erweitert.  
	 Zeitschriften, Broschüren, Flugblätter, Plakate, Presseausschnitte und vieles mehr 
Der Archivbestand setzt sich aus einer Reihe von ehemaligen Privatsammlungen und den Archiven einzelner 
Gruppen zusammen und wird ständig ergänzt und ausgebaut. Er umfasst in der Hauptsache Zeitschriften, 
Broschüren und Flugblätter. Darüber hinaus existiert ein Plakat-Archiv und eine Postkarten-, Anstecker- und 
Aufklebersammlung. Dazu kommen noch einige Kuriositäten... . 
Das Archiv verfügt aktuell über mehr als 3.300 Zeitschriftentitel, mehrere zehntausend Broschüren, un-
zählige Flugblätter und Presseausschnitte, über 1.500 Plakate, Hunderte von Büchern und Postkarten / 
Ansteckern / Aufklebern. Wir beziehen über 150 aktuelle Zeitungen und Zeitschriften als Freiabos. Aktuelle 
Broschüren und Dokumentationen werden uns ebenfalls kostenlos von den Herausgeber_Innen oder vom 
Infoladen Schwarzmarkt und vom Infocafe B5 zur Verfügung gestellt. 
Zum Recherchieren haben wir eine Archivsystematik erarbeitet, die sich an den Aktionsfeldern der sozialen 
Bewegungen orientiert. Seit einiger Zeit erfassen wir die Bestände auch elektronisch in einer Datenbank. 
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Die Öffnungszeiten sind Montags 
(Und nach Vereinbarung): 

Archiv der sozialen 
Bewegungen:   	 16.00 - 20.00Uhr
FotoArchivKollektiv: 	19.00 - 21.00Uhr
Telefon: 			   040 / 433 007 
Fax: 			   	 040 / 432 547 54
Mail: 				    asb@nadir.org 
Internetseite: 		  asb.nadir.org 

Post-Anschrift: 
c/o Buchladen im Schanzenviertel, 
Schulterblatt 55, 20357 Hamburg

Spendenkonto: 
Zeitpunkte - Verein zur Förderung der 
politischen Bildung e.V.
Konto-Nr.: 		  12 22 27 04
BLZ: 			   201 900 03 
Bank:			   Hamburger Volksbank

Archiv der sozialen Bewegungen & FotoArchivKollektiv in der Roten Flora 
Achidi-John-Platz 1 / Schulterblatt 71, 20357 Hamburg, Klingel am Seiteneingang 

Selbstverständnis und Geschichte des FotoArchivKollektivs
Das FotoArchivKollektiv hat sich 1991 gegründet, um Kämpfe und Bewegungen zu dokumentieren und zu 
kommentieren. In diesem Sinne hat das FotoArchivKollektiv in seiner Geschichte zu vielen Illustrationen, 
Veröffentlichungen und zur Gestaltung von Flyern, Plakaten und Ausstellungen beigetragen.
Wurde das FotoArchivKollektiv lange Zeit von Einzelpersonen der Szene, bzw. von verschiedensten Grup-
pen der sozialen Bewegungen aus diesen Gründen genutzt, ist es mehr und mehr in Vergessenheit ger-
aten und wird auf Grund der Digitalisierung von Fotografie und Verarbeitung nicht mehr in dem Ausmaß 
benötigt wie früher.
Doch wie die Digitalisierung unterliegt die Szene teilweise einem rasanten Wandel, einer Veränderbarkeit 
und einer gewissen Schnelllebigkeit. Um auf die eigene widerständige Geschichte zurückgreifen zu können 
und auf lange Sicht dem kollektiven Gedächtnis zur Verfügung zu stellen, fotografiert und archiviert das 
FotoArchivKollektiv weiterhin.
Durch aktives Eingreifen von Kameras bei Übergriffen jeglicher Art während Demonstrationen und Ak-
tionen besteht nicht nur die Möglichkeit die eigene Geschichte entgegen der Darstellungen in den Main-
streammedien festzuhalten, sondern auch Ordnungshüter_Innen zu belasten.
Mit aktuellen Bilderserien auf der eigenen Internetseite betreibt das FotoArchivKollektiv regelmäßig eine 
eigene Darstellung. Das Verpixeln von Gesichtern ist dabei selbstverständlich.
Der Bestand des FotoArchivKollektivs reicht bis 1985 zurück. Fotografiert wird mittlerweile viel digital. 
Entsprechend wird der riesen Bestand an anlogen Bildern nach und nach digitalisiert. Die Bilder können 
während der Öffnungszeiten eingesehen und bestellt werden. Bei analog-Fotografien muss mit längeren 
Wartezeiten gerechnet werden. Zur Verfügung gestellt werden die Bilder nur zu unkommerziellen Zwecken 
der politischen Arbeit. 
	
Finanzierung der Archive: 
Die laufenden Kosten werden durch Spenden von Gruppen und Einzelpersonen getragen. Für Spenden kön-
nen wir steuerabzugsfähige Spendenbecheinigungen ausstellen. 
Mitmachen: 
Das Archiv der Sozialen Bewegungen existiert über einen solch langen Zeitraum, weil wir große Unterstüt-
zung bekommen und immer wieder Interessierte uns ihr altes Material überlassen. Auch Fotomaterial. Zur 
Unterstützung und Arbeit mit dem Material sind neue Archivar_Innen, (Foto)aktivist_Innen und Nutzer-In-
nen stets willkommen. Schaut einfach vorbei! 

Foto                 A rchivrchiv
Kollektiv
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